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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Axel Wernitz, Michael Müller (Düsseldorf), Hermann 
Bachmaier, Hans Gottfried Bernrath, Friedhelm Julius Beucher, Lieselott Blunck 
(Uetersen), Dr. Ulrich Böhme (Unna), Hans Büttner (Ingolstadt), Edelgard Bulmahn, 
Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Peter Conradi, Dr. Marliese Dobberthien, 
Ludwig Eich, Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, 

Dr. Liesel Hartenstein, Renate Jäger, Volker Jung (Düsseldorf), Susanne Kästner, 
Dr. Karl-Heinz Klejdzinski, Siegrun Klemmer, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, 
Robert Leidinger, Klaus Lennartz, Ulrike Mehl, Jutta Müller (Völklingen), Manfred 
Reimann, Siegfried Scheffler, Otto Schily, Karl-Heinz Schröter, Dietmar Schütz, 
Ernst Schwanhold, Dr. Peter Struck, Wolfgang Thierse, Hans Georg Wagner, 
Wolfgang Weiermann, Barbara Weiler, Reinhard Weis (Stendal), Matthias Weisheit, 
Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Notwendige Regelungen zum Schutz des Bodens und zur Sanierung gefährlicher 
Altlasten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Boden als zentraler Bestandteil des Naturhaushalts wird 
durch Versiegelung, Flächenverbrauch und Anreicherung 
umweltbelastender Stoffe in seinen natürlichen Funktionen 
zunehmend gefährdet. Der Boden als Lebensgrundlage für 
Menschen, Tiere und Pflanzen und ihrer Ökosysteme besitzt 
keine grenzenlose Regenerations- und Ausgleichsfähigkeit 
gegenüber den durch die Menschen verursachten Belastun- 
gen. Die stark intensivierte Nutzung des Bodens hat zu erheb- 
lichen Eingriffen in die natürlichen und naturnahen Regula- 
tionsmechanismen geführt. Hochbelastete bzw. zerstörte 
Bodenflächen und Gewässersedimente, eine zunehmende 
Versauerung des Bodens und Belastung des Grundwassers, 
Erosion und zunehmende Hochwasserereignisse sind die Fol- 
gen. 

Die bestehenden Gesetze zum Immissionschutz, zum Gewäs- 
serschutz und Naturschutz haben diese Enwicklung nicht 
wirksam verhindert oder vermindert. Die engen Zusammen- 
hänge zwischen der Bodennutzung in Verbindung mit luft- 
getragenen Schafdstoffeinträgen in den Boden und der 
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Grundwasserbelastung, Bodenversauerung und Waldschäden 
oder Flächeninanspruchnahme und Zerstörung natürlicher 
Lebensräume sowie Artenverlusten sind nicht mehr von der 
Hand zu weisen. Sie führen zu volkswirtschaftlichen Schäden 
in Milhonenhöhe. Boden muß daher endlich gleichermaßen 
wie die Medien Luft und Wasser Gegenstand einer verantwor- 
tungsbewußten Umweltpolitik werden. 

Eine bundesgesetzliche Rahmenregelung für einen vorsorgen- 
den Bodenschutz ist daher seit langem überfällig, um Grund- 
sätze und Regelungen zur vorbeugenden Vermeidung und 
Verminderung von schädlichen Stoffeinträgen, von Flächen- 
verbrauch, Bodenversiegelung, Bodenverdichtung und Bo- 
denerosion festzulegen. Zur Konkretisierung der Gefahrenab- 
wehr bei vorhandenen Bodenbelastungen und Altlasten sind 
Regelungen für Sanierungs- und Vorsorgemaßnahmen drin- 
gend erforderlich. Dies gilt insbesondere in bezug auf die 
Sanierung der Altlasten in den ostdeutschen Ländern, aber 
auch in den westdeutschen Ländern, und die Finanzierung der 
notwendigen Sanierungs- .und Vorsorgemaßnahmen. Der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit wurde auf der 41. Umweltministerkonferenz gebeten, 
einen Bericht über die finanzielle Absicherung der Sanierung 
der Altlasten vorzulegen. 

Die Bodencharta des Europarates weist bereits 1972 darauf 
hin, daß der Boden besonders zu schützen ist. Dennoch fehlen 
auf europäischer Ebene einheitliche Bodenschutzregelungen, 
die wegen der länderübergreifenden Gefährdungen und nicht 
zuletzt aus Wettbewerbsgründen notwendig wären. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, die notwendigen Maßnahmen für einen vorbeugenden 
Schutz des Bodens insbesondere der natürlichen Bodenfunk- 
tionen und zur Sanierung und Gefahrenabwehr bei vorhande- 
nen Bodenbelastungen und Altlasten unverzüglich zu treffen. 

2.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, das angekündigte 
Bodenschutzgesetz und die entsprechenden Verordnungen 
unverzüglich vorzulegen und dabei folgende Schwerpunkte 
zu beachten: 

— Es sind bundeseinheitliche Grundsätze und Regelungen 
zum Schutz der natürlichen Bodenfunktionen und zur vor- 
beugenden Vermeidung und Verminderung schädlicher 
Bodenveränderungen und Stof feinträge, des Flächenver- 
brauchs, der Bodenversiegelung, Bodenverdichtung und 
Bodenerosionen insbesondere in den Bereichen Landwirt- 
schaft, Verkehr, Industrie, Wohnungsbau, Fremdenverkehr 
und Freizeit festzulegen. 

— Zum vorsorgenden Bodenschutz ist den Ländern die Mög- 
lichkeit zu eröffnen, Bodenschutzpläne als verbindliche 
Fachplanung im Rahmen der Raumordnungsplanung zu er- 
stellen, um weitere schädliche Bodenveränderungen nicht 
mehr eintreten zu lassen, und nicht erst tätig werden zu 
können, wenn schädliche Bodenveränderungen eingetre- 
ten sind, die dann mit erheblichem finanziellen Aufwand 
beseitigt werden müssen. 
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— Es sind bundeseinheitliche Regelungen zur Konkretisie- 
rung der Gefahrenabwehr bei vorhandenen Bodenbe- 
lastungen und Altlasten durch Sanierungs- und Vorsorge- 
maßnahmen festzulegen; inbesondere müssen zeitgleich 
die konkreten Maßnahmenschwellenwerte unter Beach- 
tung der Freisetzungs- und Ausbreitungsbedingungen mit 
Zustimmung der Länder in Verordnungen festgelegt wer- 
den, um die Rechtsbestimmtheit der Maßnahmen zu ge- 
währleisten und die notwendigen Vorsorge- und Sanie- 
rungsmaßnahmen möglichst umgehend durchsetzen zu 
können. 

— Der Geltungsbereich ist sowohl auf privat, öffentlich und 
militärisch genutzte Grundstücke einschließlich der Rü- 
stungsaltlasten als auch auf Gewässersedimente zu erwei- 
tern. 

— Die Ermächtigungsregelungen für Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvor Schriften des Bundes sind auf das erfor- 
derliche Maß zu beschränken, um nicht Übernormierungen 
herbeizuführen und weitere Vollzugsdefizite zu verur- 
sachen. 

— Im Bodenschutzgesetz müssen auf der Basis der festgeleg- 
ten Maßnahmenschwellenwerte und der voraussichtlichen 
Kosten die notwendigen Finanzierungsregelungen und 
-instrumente festgelegt werden, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß die Vorsorge- und Sanierungskosten auch dann 
getragen werden müssen, wenn kein Verursacher oder 
Eigentümer in Anspruch genommen werden kann. Eine Be- 
grenzung der Verursacherhaftung auf die Höhe des Wertes 
eines Grundstückes nach erfolgter Sanierung kann nicht 
hingenommen werden. 

— Wirtschaftliche Nachteile, die sich aufgrund von Nutzungs- 
beschränkungen oder anderen Maßnahmen nach dem Bo- 
denschutzgesetz für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
ergeben, sind im Rahmen von Agrarfördermaßnahmen an- 
gemessen auszugleichen, soweit sie nicht von den Betrie- 
ben selbst verursacht sind. 

2.2 Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein Finanzierungs- 
konzept für die notwendige Sanierung der Altlasten und 
Gefahrenabwehrmaßnahmen vorzulegen. Die Bildung eines 
Bodenschutzfonds mit Finanzierungsbeteiligung des Bundes, 
der Länder und der Hauptverursacher der schädlichen Boden- 
veränderungen und der schleichenden Anreicherung boden- 
gefährdender Stoffe ist dringend erforderlich. 

2.3 Die Bundesregierung wird auf gef ordert, sich im Rahmen der 
Europäischen Union für eine Bodenschutzrichtlinie mit ent- 
sprechenden Finanzierungsregelungen einzusetzen. 

Bonn, den 3. Februar 1994 
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